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Einleitung 

Quellen: Artikel „ Jeder fünfte sieht Defizite beim Austausch zwischen Krankenhaus und Praxen“ aus dem änd vom 21.08.2017; Autor: MM 
    Artikel „ Straub fordert mehr Vernetzung zwischen Praxen und Kliniken“ aus dem änd vom 22.08.2017; Autor: MM 
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Zielsetzung – Gesetz § 39 Abs 1a SGB V 
     (GKV-VersorgungsstärkungsG) 

„(1a) Die Krankenhausbehandlung umfasst ein Entlassmanagement 
zur Unterstützung einer sektorenübergreifenden Versorgung der 
Versicherten beim Übergang in die Versorgung nach 
Krankenhausbehandlung. [...] Das Krankenhaus kann mit 
Leistungserbringern nach § 95 Absatz 1 Satz 1 vereinbaren, dass 
diese Aufgaben des Entlassmanagements wahrnehmen. […] Der 
Versicherte hat gegenüber der Krankenkasse einen Anspruch auf 
Unterstützung des Entlassmanagements; soweit Hilfen durch die 
Pflegeversicherung in Betracht kommen, kooperieren Kranken- 
und Pflegekassen miteinander. …“ 

§ 95 Absatz 1 Satz 1: An der vertragsärztlichen Versorgung nehmen zugelassene Ärzte und zugelassene 
medizinische Versorgungszentren sowie ermächtigte Ärzte und ermächtigte Einrichtungen teil 
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Zielsetzung – Gesetz § 39 Abs 1a SGB V 
     (GKV-VersorgungsstärkungsG) 

„… Soweit dies für die Versorgung des Versicherten unmittelbar 
nach der Entlassung erforderlich ist,                                                                                                              
                                                                                                                                          
                                                                                         ; hierfür gelten 
die Bestimmungen über die vertragsärztliche Versorgung. Bei der 
Verordnung von Arzneimitteln können Krankenhäuser eine 
Packung mit dem kleinsten Packungsgrößenkennzeichen […] 
verordnen; im Übrigen können die in § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 
6 genannten Leistungen für die Versorgung in einem Zeitraum von       
                                    verordnet und die Arbeitsunfähigkeit 
festgestellt werden […].“ 

§ 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6: Verordnung von Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln, 
Krankenhausbehandlung, häuslicher Krankenpflege und Soziotherapie 

                                                                  können die Krankenhäuser 
die in § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 genannten Leistungen 
verordnen und die Arbeitsunfähigkeit feststellen 

bis zu sieben Tagen  

5 



Zielsetzung – Gesetz § 39 Abs 1a SGB V 
     (GKV-VersorgungsstärkungsG) 

„… Soweit dies für die Versorgung des Versicherten unmittelbar 
nach der Entlassung erforderlich ist,                                                                                                              
                                                                                                                                          
                                                                                         ; hierfür gelten 
die Bestimmungen über die vertragsärztliche Versorgung. Bei der 
Verordnung von Arzneimitteln können Krankenhäuser eine 
Packung mit dem kleinsten Packungsgrößenkennzeichen […] 
verordnen; im Übrigen können die in § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 
6 genannten Leistungen für die Versorgung in einem Zeitraum von       
                                    verordnet und die Arbeitsunfähigkeit 
festgestellt werden […].“ 

§ 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6: Verordnung von Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln, 
Krankenhausbehandlung, häuslicher Krankenpflege und Soziotherapie 

                                                                  können die Krankenhäuser 
die in § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 genannten Leistungen 
verordnen und die Arbeitsunfähigkeit feststellen 

bis zu sieben Tagen  
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Zielsetzung – Gesetz § 39 Abs 1a SGB V 
     (GKV-VersorgungsstärkungsG) 

[…] Das Entlassmanagement und eine dazu erforderliche 
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 
dürfen                                                                                                
                                          Die Einwilligung kann jederzeit widerrufen 
werden. Information, Einwilligung und Widerruf bedürfen der 
Schriftform.“ 

             nur mit Einwilligung und nach vorheriger Information des 
Versicherten erfolgen.   
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Zielsetzung – Gesetz § 39 Abs 1a SGB V 
     (GKV-VersorgungsstärkungsG) 

[…] Das Entlassmanagement und eine dazu erforderliche 
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 
dürfen                                                                                                
                                          Die Einwilligung kann jederzeit widerrufen 
werden.  
                                               

             nur mit Einwilligung und nach vorheriger Information des 
Versicherten erfolgen.  
                Information, Einwilligung und Widerruf bedürfen der 
Schriftform.“ 
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Zielsetzung – Gesetz § 39 Abs 1a SGB V 
     (GKV-VersorgungsstärkungsG) 

[…] Das Entlassmanagement und eine dazu erforderliche 
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 
dürfen nur mit Einwilligung und nach vorheriger Information des 
Versicherten erfolgen. Die Einwilligung kann jederzeit widerrufen 
werden. Information, Einwilligung und Widerruf bedürfen der 
Schriftform.“ 

Inhalt: Berechtigung zur Weitergabe 
Auswirkungen digitaler Arztbrief (Check box) 
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1. Dreiseitiger Vertrag 
GKV KBV DKG 

Inkrafttreten zum 01.10.2017 
 bundesweite Gültigkeit alle Krankenhäuser (oder 

       Belegkliniken?) 
 voll- und teilstationäre Patienten 
 

Sicherung der Anschlussversorgung 
• nach Entlassung  
 aber: Prozessbeginn vor Aufnahme 
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1. Vertrag 

Zielsetzung:  
• bedarfsgerechte, kontinuierliche Versorgung 
• im Anschluss an stationäre Versorgung 
• patientenindividuell, ressourcen- & teilhabeorientiert 
• zusammen mit dem Patienten 
• Anschlussversorgung „ambulant vor stationär“ 
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1. Vertrag 

Vorgehen: 
• standardisiertes Vorgehen in 
• multidisziplinärer Zusammenarbeit 
Ärzte / Psychotherapeuten 
Pflegepersonal 
Therapeuten 
Sozialdienst 
KH-Apotheker 
Entlassmanager(in) / Casemanager(in) 

• verbindliche Festlegung der Verantwortlichkeiten 
• Krankenhäuser informieren auf Homepage 
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1. Vertrag 

• unter Verantwortung des KH-Arztes 
• durch Anwendung geeigneter Assessments 
 frühzeitige Erfassung des individuellen Bedarfes 
 Entwicklung Entlassplan 

 
• komplexer Versorgungsbedarf 
Differenziertes Assessment 
• z.B.: Einschränkung der Mobilität oder 
Selbstversorgung 
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1. Vertrag 

• bei Bedarf einer Anschlussversorgung 
• rechtzeitige Kontaktaufnahme mit Anschlussversorger 
• um Überleitung des Patienten anzubahnen 
 

• Organisation eines nahtlosen Übergangs 
Kontaktaufnahme mit Betreuern / Angehörigen 
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Vertrag 

• Kranken- & Pflegekassen: Unterstützung bei Bedarf 
rechtzeitig: sobald Bedarf erkannt  
• für Pflege, Haushaltshilfen, Hilfsmittel, Reha, 
Kurzzeitpflege, häusliche Versorgung u.a. 
 

• Kontaktaufnahme mit Krankenkasse 
unmittelbar 
zur Abklärung der Kostenübernahme, etc. 
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Vertrag 

• bei Entlassung des Patienten: 
 Anfertigung & Aushändigung Entlassbrief 
 Vorbehalt Einwilligungsvereinbarung 
 Versand an: 

• Hausarzt 
• einweisenden Arzt 
• sonstigen Anschlussversorger 

 
• Vorhalten einer Rufnummer für Rückfragen 
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Sicherung der Anschlussversorgung 
• für eingeschränkten Zeitraum 
Bis zu 7 Tage nach Entlassung (Ausnahmen AHB, o.ä.) 
 

• Krankenhaus trägt Verantwortung 
 patientenindividuell 
 teilhabeorientiert 
 standardisiert 
 multidisziplinär 

1. Dreiseitiger Vertrag 
GKV-SV KBV DKG 
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2. Prozess - Überblick 

1. Aufklärung
des Patienten

2. Entlass-
Vereinbarung

5. 
Organisation

6. Entlass-
planung mit 
Anschluss-
versorgung

8. Entlassung 
& Information 

Hausarzt + 
Facharzt
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3. Initial-
Assessement

4. Beginn
Entlass-
planung

7. Entlassbrief



2. Prozess 
1. Aufklärung
des Patienten Orbis = KIS 

2. Entlass-
Vereinbarung
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2. Prozess - Entlassplan 

20 



2. Prozesse 
1. Aufklärung
des Patienten

2. Entlass-
Vereinbarung
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3. Initial-
Assessement

Wird im Assessment festgestellt, dass es keiner 
Anschlussversorgung bedarf: 

• Dokumentation in Patientenakte 
• Prozess endet hier 

4. Beginn
Entlass-
planung



2. Prozess 
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• Assessments sollten der Versorgungssituation des 
jeweiligen Krankenhauses und Patienten angepasst 
sein! 
 Spezialisierung LC:  Orthopädie 
 Barthel-Index = Grad der Mobilität 

Anforderung 
Augenklinik 

Anforderung 
Orthopädie & 
Unfallchirurgie 



2. Prozess 
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5. 
Organisation



2. Prozess 
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5. 
Organisation

6. Entlass-
planung mit 
Anschluss-
versorgung



2. Prozess 
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2. Prozess –Checkliste Entlassplan 

 



2. Prozess 
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7. Entlassbrief

Klärung: 
Komplexe Fälle, z.B. Demenz 
 Erst-Terminorgansiation 
für den Haus-/Facharzt
- Erstellung Checkliste
- Einbindung E-Plan?



2. Prozess - Entlassbrief  digitale Ansicht 
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2. Prozess - Entlassbrief  Ausdruck 
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2. Prozess - Entlassbrief 

• Mindestangaben Entlassbrief: 
• Patientenstammdaten, Aufnahme- & Entlassdatum 
• Name d. beh. KH-Arztes 
• Telefonnummer für Rückfragen 
• Kennzeichnung als Entlassbrief 
• Grund der Einweisung 
• Diagnosen (Haupt- und Nebendiagnosen einschl. Infektionen) 
• Entlassungsbefund 
• Epikrise (Anamnese, Diagnostik, Therapien inkl. Prozeduren) 
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2. Prozess - Entlassbrief 

• Mindestangaben Entlassbrief: 
• dig. Brief IT-Plattform, z.B.  
• weiteres Prozedere/Empfehlungen 
• Arzneimittel  
Wirkstoffbezeichnung & -Stärke 

 Darreichungsform 
 Dosierung bei Aufnahme & Entlassung  
 Erläuterungen/Begründungen bei Veränderungen der 
      Medikation 
 Arzneimittelunverträglichkeiten 
 Medikationsplan 

IHE-konform 

IHE „Integrating the Healthcare Enterprise“: 
- Initiative von Anwendern & Herstellern von 
Software im Gesundheitswesen 
- wollen durch Schaffung von Interoperabilität 
  Standardisierung & Harmonisierung des 
Datenaustausches zwischen den Akteuren im 
Gesundheitswesen 31 



2. Prozess - Entlassbrief 

• Mindestangaben Entlassbrief: 
• alle veranlassten Verordnungen 
• Bescheinigung über Arbeitsunfähigkeit 
• Liste der nachfolgenden Versorgungseinrichtungen 
• Befunde 
 
 

 12 Angaben sind Pflicht 
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Excurs: XML-Arztbrief 
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2. Prozess - Entlassbrief 



2. Prozess 
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7. Entlassbrief

8. Entlassung 
& Information 

Hausarzt + 
Facharzt



2. Prozess 

Am Prozess Beteiligte 
 

• Ärzte / Psychotherapeuten 
• Pflege 
• Hausärzte 
• Physiotherapeuten 
• Sozialdienst 
• Krankenhaus-Apotheker 
• Krankenkassen 
• weitere individuelle Experten 
externe Verantwortlichkeiten, sowie 
interne Prozessverantwortlichkeiten müssen klar sein! 
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3. Pflichten 
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a) Krankenhaus 
• verantwortet Prozess 
• kontrolliert E-plan und gibt frei 
• entlässt Patienten 

b) Facharzt Krankenhaus 
• verschreibt Verordnungen 
 nach den Bestimmungen vertragsärztlicher 

Versorgung 
• Facharzt statt Facharztstandard 
  



3. Pflichten 

b) Facharzt 
• Nutzung der Krankenhausarztnummer 
• Identifizierbarkeit 
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Ursprünglich geplant: 
• Nutzung der LANR 
• aber: Änderungsantrag durch Koalition 
• Nutzung einer Krankenhausarztnummer 
• Vergabe durch InEK 
• bis zur Einführung dieser wird 9-stellige  
   Fachgruppennummer genutzt 
• Pseudonummer 7-stellig Bsp. Lubinus   

  4444444 (10) Chirurgie 
  4444444 (20) Lubinus 



3. Pflichten 

• Krankenhausarztverzeichnis mit Nummer 
• je Betriebsstätte 
• Vergabe durch KV 
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4. Aufwand 

• Vorhaltung verschiedener, differenzierter  
   Standards 
 für Aufnahme-Assessments 
 Differentialassessment 
 für Versorgungsplanung 
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4. Aufwand 

• Krankenhäuser müssen:  
 organisieren 
 terminieren 
 informieren 
 vermitteln 
 beraten 
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4. Aufwand 

• Monitoring Prozessbeteiligte: 
 Patient 
 Krankenkassen, Pflegekassen 
 anschlussversorgende Hausärzte & Fachärzte 
 Reha 
 Pflegeeinrichtungen 
 u.a. 
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4. Aufwand 

• Dabei: 
keine Bevorzugung von Einrichtungen 
keine Kooperationsverträge 
 

 zusätzlicher individueller Aufwand bei jedem Patienten 
 
zusätzlicher Aufwand in den Krankenhäusern  
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4. Aufwand 

• Regress: 
• Fachgruppenbezug 

  deshalb Pseudoarztnummer mit Fachgruppe 
   4444444 (10) Chirurgie 
   4444444 (20) Anästhesie 
 



5. Bewertung 

• umfangreiche IT-Aufrüstung 
• Hardware 
• Software       

• hoher Personalaufwand 
Bindung von Personalkapazitäten 

• Verteilung der Pflichten? 
Teilnahme der KH Pflicht, Teilnahme Niedergel. „so weit 
      möglich“  
Keine Garantie für einen Anschlussversorger gegeben 
     z.B Reha, Kurzzeitpflege, Arzttermin 
     Verweildauer! MDK-Prüfung!!! 

 Frage: Niedergel. Ärzte könnten mind. 50% der     
                  Informationen bei Überweisung in KH mitgeben 
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5. Bewertung 

•Verteilung der Pflichten 
Vorhaltung einer Kontaktstelle 
  lange Erreichbarkeitszeiten im KH 
            Telefonzeiten der KK = Öffnungszeiten 
       Erreichbarkeit Niedergelassene Ärzte = Praxiszeiten 
• Spezialisierung und Prozess 
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5. Bewertung 



6. Ziel erreicht? 

• Erfahrung Lubinus: 
• aus 14 Jahren Integrierter Versorgung 
 

• wessen Ziele? 
• Patient 
• Krankenkassen 
• KBV 
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Vielen Dank! 

 
 
 Steenbeker Weg 25, 24106 Kiel 
 Telefon:  +49 0431 / 388 – 0 
 www.lubinus-stiftung.de 
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